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Kurz informiertErbBstg — Erbfolgebesteuerung

	zAuseinandersetzung einer Erbengemeinschaft
Teilungsversteigerung bezüglich der zum Nachlass zugehörigen 
Grundstücke auch schon vorab zulässig

Zu einem ungeteilten Nachlass gehörten im Streitfall mehrere Grundstücke. 
Einer der Miterben (S) beantragte die Durchführung eines Teilungsverstei-
gerungsverfahrens in Bezug auf die Grundstücke. Eine weitere Miterbin (T) 
wehrt sich hiergegen und meint, eine auf eine Teilauseinandersetzung ge-
richtete Teilungsversteigerung sei unzulässig. S hätte stattdessen auf Zu-
stimmung zu einem Teilungsplan klagen müssen. Weiter sei eine Teilungs-
versteigerung teurer als ein freihändiger Verkauf und aus diesem Grunde 
unzulässig. Dem ist das OLG Jena in seinem Beschluss vom 18.12.25 
(6 U 468/25, Abruf-Nr. 252580) jedoch nicht gefolgt. 

Der Anspruch auf Teilungsversteigerung nachlasszugehöriger Grundstücke 
nach §§ 2042 Abs. 2, 753 BGB steht neben sonstigen auf die Auseinanderset-
zung der Erbengemeinschaft gerichteten Mitteln und kann auch vor der Aus-
einandersetzung des übrigen Nachlasses geltend gemacht werden. Dabei 
steht es gemäß §§ 2042 Abs. 2, 753 BGB jedem Miterben allein zu, die Tei-
lungsversteigerung zu betreiben. Dies ist nicht von der Zustimmung sonsti-
ger Miterben abhängig.

Dass das Teilungsversteigerungsverfahren Kosten verursacht, steht der Zu-
lässigkeit der Teilungsversteigerung nicht entgegen. Erforderlich ist jedoch, 
dass mit der Teilungsversteigerung das Ziel verfolgt wird, den Nachlass in sei-
ner Gesamtheit auseinanderzusetzen. Der die Teilungsversteigerung betrei-
bende Miterbe hat also geltend zu machen, dass diese zur Herbeiführung 
oder Erleichterung der Gesamtauseinandersetzung erfolgt. Im Zweifel ist be-
reits in dem Antrag auf Teilungsversteigerung auf den Willen zu schließen, ei-
ne Auseinandersetzung des Gesamtnachlasses zu betreiben. Soll diese Ver-
mutung widerlegt werden, müssen belastbare Umstände aufgezeigt werden, 
die diese Feststellung erschweren oder erschüttern.
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	z Gemeinschaftliches Testament
Gefälschte Unterschrift möglich – Freibeweis oder Strengbeweis?

Das OLG Brandenburg hatte sich in seinem Beschluss vom 22.12.25 (3 W 60/25, 
Abruf-Nr. 252581) mit der Frage auseinanderzusetzen, ob die Unterschrift ei-
nes Ehegatten unter einem gemeinschaftlichen Testament möglicherweise 
gefälscht ist. Im Kern ging es um die Frage, ob der Tatrichter hier selbst anhand 
von vorgelegten Schriftproben entscheiden durfte oder ob es einer förmlichen 
Beweisaufnahme bedurft hätte.

Streitig ist die Wirksamkeit eines gemeinschaftlichen Testaments, in dem die 
Ehegatten nach der gegenseitigen Erbeinsetzung nur eines ihrer zwei Kinder 
als Schlusserben nach dem Überlebenden bestimmt hatten. Der als Erbe be-
nannte E beantragte die Erteilung eines ihn als Alleinerben ausweisenden 
Erbscheins. Die Enkelin T (der zweite Sohn ist vorverstorben) tritt dem entge-
gen und behauptet, die Unterschrift der Ehefrau sei gefälscht. Sie legt dem 
Gericht Schriftproben vor. Das Nachlassgericht hat erkannt, dass sowohl das 
„U“ als auch das „W“ bei sämtlichen Originalunterschriften bis auf die Unter-
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